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(Nr. 14148.) Geſetz über die Verfaſſung der Hauptſtadt Berlin. Vom 29. Juni 1934. 
Das Staatsminiſterium hat das folgende Geſetz beſchloſſen: 


Erſter Abſchnitt. 
Von den Grundlagen der hauptſtädtiſchen Verfaſſung. 


§ 1. 
Die Gemeinde Berlin iſt die Reichs⸗ und Landeshauptſtadt. Sie hat auch die Aufgaben 
einer Provinz. 
8 2. 
Leiter der Hauptſtadt Berlin iſt der Oberbürgermeiſter. 


§ 3. 
(0 Die Hauptſtadt Berlin gliedert ſich in Verwaltungsbezirke. 
(2) Anzahl, Grenzen und Bezeichnung der Verwaltungsbezirke werden durch Satzung geregelt. 
Die Satzung bedarf der Genehmigung des Miniſters des Innern. 
6) Die Satzung kann auch von dem Miniſter des Innern feſtgeſtellt werden. 


Zweiter Abſchnitt. 
Von den Verwaltungsbezirken der Hauptſtadt Berlin. 


a) Von den Bezirksbürgermeiſtern, deren Aufgaben und Vertretung. 


S 4. 

(1) Die Bezirksverwaltungsgeſchäfte der Hauptſtadt Berlin verwaltet in den Verwaltungs- 
bezirken der Bezirksbürgermeiſter. Sonderverwaltungen einzelner Zweige der Hauptverwaltung 
der Hauptſtadt Berlin werden in den Bezirken nicht gebildet, es ſei denn, daß die Bezirks⸗ 
verwaltungsſatzung eine Ausnahme vorſieht. Die Bezirksverwaltungsgeſchäfte ſind entweder über⸗ 
laſſene bezirkseigene Geſchäfte oder übertragene Gemeinſchaftsgeſchäfte. 

(2) Die Bezirksverwaltungsſatzung beſtimmt, welche Geſchäfte der Bezirke bezirkseigene ſind 
und welche übertragene Gemeinſchaftsgeſchäfte werden können. Die Bezirksverwaltungsſatzung 
kann den Kreis der bezirkseigenen Geſchäfte für die einzelnen Verwaltungsbezirke verſchieden 
beſtimmen. 

(3) Die Bezirksverwaltungsſatzung bedarf der Genehmigung des Miniſters des Innern. 
Kommt die Satzung nicht innerhalb von drei Monaten nach Inkrafttreten dieſes Geſetzes zuſtande, 
ſo kann der Miniſter des Innern die Satzung feſtſtellen. 


$ 5. 
() In den bezirkseigenen Geſchäften führt der Bezirksbürgermeiſter die Verwaltung an 
Stelle des Oberbürgermeiſters. 
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(2) Bezirkseigene Geſchäfte können nicht fein: 

a) die im § 43 Abf. 2 des Gemeindeverfaſſungsgeſetzes vom 15. Ae 1933 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 427) bezeichneten Angelegenheiten; durch die Haushaltsſatzung können jedoch 
einzelne dieſer Geſchäfte den Bezirksbürgermeiſtern für das Haushaltsjahr als bezirks⸗ 
eigene überlaſſen werden; 

b) die Aufſtellung des Stellenplans, der Beſoldungsregelung und der entſprechenden 
Ordnungen über die Bezüge von Angeſtellten und Arbeitern, die Anſtellung, Beför⸗ 
derung, Verſetzung und Zurruheſetzung von Beamten, Angeſtellten und Arbeitern; 

c) die Feſtſetzung von Richtlinien und Richtſätzen für die Durchführung der Wohlfahrts⸗ 
pflege; 

d) die Verwaltung gemeindlicher Abgaben; 

e) die Vertretung der Stadt gegenüber der Staatsaufſicht. 


(8) Die Vorſchriften in den SS 23 und 24 des Gemeindeverfaſſungsgeſetzes vom 15. Dezember 
1933 (Geſetzſamml. S. 427) und im Zweiten Teile des Gemeindefinanzgeſetzes vom 15. Dezember 
1933 (Geſetzſamml. S. 442) über den Leiter der Gemeinde finden in bezirkseigenen Geſchäften 
auf den Bezirksbürgermeiſter entſprechende Anwendung. 


§ 6. 

(1) Der Oberbürgermeiſter kann verpflichtende Grundſätze für die Führung der bezirkseigenen 
Geſchäfte aufſtellen. 

(2) Er kann jederzeit einzelne bezirkseigene Geſchäfte oder Gruppen bezirkseigener Geſchäfte 
einzelner oder aller Bezirksämter ſich vorbehalten oder an ſich heranziehen; eine Entſcheidung 
des Bezirksbürgermeiſters kann er nur abändern, wenn und ſolange dieſer hierzu berechtigt iſt. 

(3) Das Recht, einzelne bezirkseigene Geſchäfte ſich vorzubehalten oder an ſich heranzuziehen, 
kann der Oberbürgermeiſter nur auf ſeine allgemeinen Vertreter übertragen. Will der Ober⸗ 
bürgermeiſter Gruppen bezirkseigener Geſchäfte ſich vorbehalten oder an ſich heranziehen, jo hat 
er zuvor der Aufſichtsbehörde Mitteilung zu machen. Widerſpricht dieſe, ſo muß die Maßnahme 
unterbleiben. 

8 

Der Oberbürgermeiſter iſt berechtigt, ſich jederzeit über alle enen Angelegenheiten 
des Bezirkes und deren Verwaltung zu unterrichten. Er kann hierzu an Ort und Stelle Prüfungen 
vornehmen, Akten und ſonſtige Unterlagen einſehen, ſchriftliche Berichte erfordern und den Bezirks⸗ 
bürgermeiſter zum Vortrag laden. 

$ 8. 

(1) Der Oberbürgermeiſter kann den Bezirksbürgermeiſtern im Rahmen der Bezirksverwal⸗ 
tungsſatzung Geſchäfte des Oberbürgermeiſters zur Verwaltung übertragen (übertragene Gemein⸗ 
ſchaftsgeſchäfte) . In dieſen Geſchäften iſt der Bezirksbürgermeiſter an Anordnungen und 
Weiſungen des Oberbürgermeiſters gebunden. 

(2) Soweit der Oberbürgermeiſter die Verwaltung gemeindlicher Abgaben ſich nicht ſelbſt 
vorbehält, werden ſie als übertragene Gemeinſchaftsgeſchäfte von den Bezirken geführt. In dieſem 
Falle gilt der Bezirksbürgermeiſter als Gemeindevorſtand im Sinne von $$ 69, 70 des Kommunal⸗ 
abgabengeſetzes. Gegen den Beſchluß des Bezirksbürgermeiſters findet binnen einer mit dem 
erſten Tage nach erfolgter Zuſtellung beginnenden Friſt von zwei Wochen wahlweiſe entweder 
die Klage im Verwaltungsſtreitverfahren oder weiterer Einſpruch an den Oberbürgermeiſter ſtatt; 
gegen den Beſchluß des Oberbürgermeiſters über den weiteren Einſpruch findet binnen einer mit 
dem erſten Tage nach erfolgter Zuſtellung beginnenden Friſt von zwei Wochen die Klage im 
Verwaltungsſtreitverfahren ſtatt. In dem Einſpruchsbeſchluſſe des Bezirksbürgermeiſters iſt auf 
dieſe Rechtsmittel ausdrücklich hinzuweiſen. 

§ 9. 

(1) Zur Vertretung und Hilfeleiſtung des Bezirksbürgermeiſters werden Bezirksbeigeordnete 

berufen. 
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(2) Allgemeiner Vertreter des Bezirksbürgermeiſters ift der Erſte Bezirksbeigeordnete. Son⸗ 
ſtige Bezirksbeigeordnete ſind zur allgemeinen Vertretung nur berufen, wenn auch der Erſte 
Bezirksbeigeordnete behindert iſt. Die Reihenfolge, in der ſie zur allgemeinen Vertretung berufen 
ſind, beſtimmt die Aufſichtsbehörde. 

(3) Der Erſte Bezirksbeigeordnete führt die Amtsbezeichnung Erſter Bezirksſtadtrat. Die 
übrigen Bezirksbeigeordneten führen die Amtsbezeichnung Bezirksſtadtrat (Bezirksſtadtrechtsrat, 
Bezirksſtadtſchulrat, Bezirksſtadtbaurat und dgl.). 


§ 10. 
() Die Stelle des Bezirksbürgermeiſters wird hauptamtlich verwaltet. 


(2) Die Stellen der Bezirksbeigeordneten können ehrenamtlich verwaltet werden. Die Zahl 
der hauptamtlichen und ehrenamtlichen Bezirksbeigeordneten wird für jeden Verwaltungsbezirk 
in der Bezirksverwaltungsſatzung geregelt. 

§ 11. 

(1) Die Bezirksbürgermeiſter und die Bezirksbeigeordneten beruft, verſetzt und entläßt die 
Aufſichtsbehörde. 

(2) Für die Berufung der Bezirksbürgermeiſter und Bezirksbeigeordneten hat der Ober- 
bürgermeiſter ein Vorſchlagsrecht; die Aufſichtsbehörde iſt an die Vorſchläge nicht gebunden. Die 
Berufung erfolgt nach Fühlungnahme mit dem Gauleiter der nationalſozialiſtiſchen Bewegung. 

(8) Bezirksbürgermeiſter und Bezirksbeigeordnete find Beamte der Hauptſtadt Berlin. 


(4) Auf die Bezirksbürgermeiſter und Bezirksbeigeordneten finden § 30, § 33 Abſ. 2, 
§§ 35, 36, § 37 Abſ. 1 und 2 und $ 38 des Gemeindeverfaſſungsgeſetzes vom 15. Dezember 1933 
(Geſetzſamml. S. 427) ſinngemäße Anwendung. Auf die Bezirksbürgermeiſter findet auch § 37 
Abſ. 3 ſinngemäße Anwendung; für den Widerruf iſt der Miniſter des Innern zuſtändig. 


§ 12. 
(1) Der Oberbürgermeifter gibt dem Bezirksbürgermeiſter für die Führung der Bezirks⸗ 
verwaltungsgeſchäfte das erforderliche ſonſtige Perſonal bei. Dieſes bearbeitet die Geſchäfte nach 
den Weiſungen des Bezirksbürgermeiſters. 


(2) Die Beamtendienſtſtrafordnung vom 27. Januar 1932 (Geſetzſamml. S. 59) wird wie 
folgt ergänzt: 
§ 91 erhält folgenden Zuſatz: 
c) der Bezirksbürgermeiſter gegenüber den ihm unterſtellten Beamten. 
§ 94 Abſ. 1 erhält folgenden Satz 3: 
Gegen den Strafbeſcheid im Falle des § 91 Buchſtabe c findet binnen zwei 
Wochen zunächſt die Beſchwerde an den Oberbürgermeiſter, gegen deſſen Entſchei⸗ 
dung binnen gleicher Friſt die weitere Beſchwerde an die Aufſichtsbehörde ſtatt. 


b) Von den Bezirksbeiräten. 
§ 13. 

(0 Der Oberbürgermeiſter beſtellt für jeden Bezirk auf Vorſchlag des Bezirksbürgermeiſters 
nach Fühlungnahme mit dem Gauleiter der nationalſozialiſtiſchen Bewegung Bezirksbeiräte, die 
den Bezirksbürgermeiſter oder einen Bezirksbeigeordneten auf wichtigen Arbeitsgebieten ſtändig 
beraten. Der Oberbürgermeiſter iſt an die Vorſchläge des Bezirksbürgermeiſters nicht gebunden; 


kommt zwiſchen Oberbürgermeiſter und Gauleiter kein Einvernehmen zuſtande, ſo entſcheidet 
die Aufſichtsbehörde. 


(2) Die Bezirksbeiräte treten unter dem Vorſitze des Bezirksbürgermeiſters oder eines Be⸗ 
zirksbeigeordneten zuſammen. 


(8) Die Bezirksbeiräte find Ehrenbeamte der Hauptſtadt Berlin. 
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§ 14. 
Die Bezirksverwaltungsſatzung kann vorſehen, daß der Oberbürgermeiſter in einzelnen der 
im § 43 Abſ. 2 des Gemeindeverfaſſungsgeſetzes vom 15. Dezember 1933 (Geſetzſamml. S. 427) 
bezeichneten Angelegenheiten ſtatt der Gemeinderäte die Beiräte des Bezirkes hört. Vorausſetzung 
iſt, daß die Bedeutung dieſer Geſchäfte nicht weſentlich über einen Bezirk hinausgeht. In dieſem 
Falle treten die Bezirksbeiräte unter dem Vorſitze des Oberbürgermeiſters oder des von ihm 
beauftragten Bezirksbürgermeiſters oder Bezirksbeigeordneten zuſammen. 


Dritter Abſchnitt. 
Anpaſſungs⸗ und Schlußvorſchriften. 


§ 15. 

Neben den Vorſchriften der 88 1 bis 14 findet auf die Verwaltung der Hauptſtadt Berlin 
das Gemeindeverfaſſungsgeſetz vom 15. Dezember 1933 (Geſetzſamml. S. 427) mit folgenden Maß⸗ 
gaben Anwendung: 

1. Wo im Gemeindeverfaſſungsgeſetz die Zuständigkeit des Regierungspräſidenten oder 
Oberpräſidenten vorgeſehen ift, tritt an deren Stelle die Aufſichtsbehörde. Der oberſte 
örtliche Leiter der NSDAP. kann ſeine Rechte auf den ſtellvertretenden Gauleiter des 
Gaues Groß Berlin übertragen. 

2. An Stelle von § 29 Abſ. 2 Satz 1 und Abſ. 3 Satz 1 tritt folgende Vorſchrift: 

Allgemeine Vertreter des Oberbürgermeiſters ſind die beiden Erſten Beigeordneten; 
ſie führen die Amtsbezeichnung Bürgermeiſter. Art und Umfang ihrer Vertretungs⸗ 
befugnis werden durch die Aufſichtsbehörde geregelt. 

3. $ 34 Abſ. 3 gilt in folgender Faſſung: 

Die Berufung des Oberbürgermeiſters, der Bürgermeiſter und Beigeordneten erfolgt 
nach Fühlungnahme mit dem Gauleiter der nationalſozialiſtiſchen Bewegung. 

4. Die Zahl der Ratsherren beträgt 45; unter ihnen muß ſich wenigſtens ein Beirat jedes 
Bezirkes befinden. 8 

5. § 41 Abſ. 2 Satz 3 gilt in folgender Faſſung: 

Kommt eine Einigung nicht zuſtande, ſo entſcheidet der Miniſter des Innern 
endgültig darüber, wer als Ratsherr zu berufen iſt. 

6. Die Vorſchrift des § 50 gilt nicht für Beamte, von denen der eine in der Haupt⸗ 
verwaltung, der andere in der Bezirksverwaltung tätig iſt oder die in verſchiedenen 
Bezirksverwaltungen tätig ſind. 

§ 16. 

(1) Bei der Aufſichtsbehörde wird ein Gemeindeprüfungsamt gebildet. Auf dieſes finden die 
Vorſchriften des Sechſten Teiles 4. Abſchnitt des Gemeindefinanzgeſetzes vom 15. Dezember 1933 
(Geſetzſamml. S. 442) Anwendung. 


(2) Die Rechte des Regierungspräſidenten nach $ 132 des Gemeindefinanzgeſetzes ſtehen der 
Aufſichtsbehörde zu. 
(3) Für die Prüfung der Haushaltsrechnung und Entlaſtung des Oberbürgermeiſters gelten 
folgende beſonderen Vorſchriften: N 
1. Der Oberbürgermeiſter überſendet nach Vorprüfung durch das ſtädtiſche Rechnungs⸗ 
prüfungsamt die Haushaltsrechnung und ihre Anlagen ſowie den Prüfungsbericht des 
ſtädtiſchen Rechnungsprüfungsamts durch die Hand der Aufſichtsbehörde dem Miniſter 
des Innern. Dieſer leitet die Rechnung der Oberrechnungskammer zu, die die Prüfung 
vornimmt. : 
2. Die Entlaſtung des Oberbürgermeiſters aus der Führung der Verwaltung erteilt auf 
Grund der Prüfung durch die Oberrechnungskammer der Miniſter des Innern. Das 
Nähere regelt der Miniſter des Innern. i 
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(0 Das Geſetz tritt mit dem 15. Juli 1934 in Kraft. Gleichzeitig treten die ihm ſonſt 
entgegenſtehenden und die mit ihm nicht vereinbaren oder ſonſt überholten Vorſchriften außer 
Kraft. Insbeſondere treten außer Kraft die §§ 8 bis 32 und 53 des Geſetzes über die Bildung 
einer neuen Stadtgemeinde Berlin vom 27. April 1920 (Geſetzſamml. S. 123), das Geſetz über 
die vorläufige Regelung verſchiedener Punkte des Gemeindeverfaſſungsrechts für die Hauptſtadt 
Berlin vom 30. März 1931 (Geſetzſamml. S. 39), das Geſetz über die Einſetzung eines Staats⸗ 
kommiſſars in der Hauptſtadt Berlin vom 31. Mai 1933 (Geſetzſamml. S. 196) und das Geſetz 
über eine vorläufige Vereinfachung der Verwaltung der Hauptſtadt Berlin vom 22. September 
1933 (Geſetzſamml. S. 356). 

(2) Der Miniſter des Innern wird ermächtigt, im Einvernehmen mit dem Fachminiſter im 
Verordnungsweg weitere außer Kraft tretende Vorſchriften verbindlich zu bezeichnen, weitergehende 
Vorſchriften unter Ausmerzung von Unſtimmigkeiten an den neuen Rechtszuſtand anzugleichen 
und in neuer Faſſung und Ordnung bekanntzugeben. 

(3) Der Miniſter des Innern erläßt im Einvernehmen mit dem Fachminiſter die für die 
Überleitung und die zur Durchführung, Ergänzung und Ausführung dieſes Geſetzes erforderlichen 
Rechtsverordnungen und allgemeinen Verwaltungsvorſchriften. 


Berlin, den 17. März 1934. 
(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Göring 


zugleich als Miniſter des Innern. 


Im Namen des Reichs verkünde ich für den Reichskanzler das vorſtehende Geſetz, dem die 
Reichsregierung ihre Zuſtimmung erteilt hat. 


Berlin, den 29. Juni 1934. 


Der Preußiſche Miniſterpräſident. 
Göring. 


(Nr. 14149.) 1994 über das Staatliche Leihamt und die Rother⸗Stiftung zu Berlin. Vom 29. Juni 
1934. 


Das Staatsminiſterium hat das folgende Geſetz beſchloſſen: 


§ 1. 

(1) Der Betrieb des Staatlichen Leihamts zu Berlin geht mit dem Ablaufe des 30. Juni 
1934 (Übergangszeitpunkt) von der Preußiſchen Staatsbank (Seehandlung) an die Stadtgemeinde 
Berlin über. Die deswegen unter den Beteiligten am 15. Juni 1934 getroffene Vereinbarung 
wird nachſtehend veröffentlicht. : 

(2) Die Stadtgemeinde Berlin wird das Leihamt vom Übergangszeitpunkt an als eine 
nichtſelbſtändige ſtädtiſche Anſtalt unter dem Namen „Leihamt der Stadtgemeinde Berlin“ auf ihre 
Rechnung nach Maßgabe der für die Anſtalt zu erlaſſenden Satzung weiter betreiben oder durch 
eine ihrer wirtſchaftlichen Unternehmungen betreiben laſſen. 


82. 
() Das Leihamt braucht eine verpfändete Sache, auch wenn ſie ein Nichtberechtigter ver⸗ 
pfändet hat, nur gegen Rückzahlung des Darlehens zuzüglich der aufgelaufenen Zinſen und Koſten 
herauszugeben. 
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(2) Der verfallende Überſchuß verſteigerter Pfänder fließt künftig der Stadtgemeinde Berlin 
zu; er iſt in die Erfolgsrechnung des Leihamts einzustellen. Den jährlichen Reingewinn des 
Leihamts hat die Stadtgemeinde Berlin zu Wohlfahrtszwecken zu verwenden, ſoweit er nicht 
der Erfüllung ihrer aus der Übernahme des Leihamts ſich ergebenden Verpflichtungen dient. 

(3) Im Sinne des Geſetzes, betreffend das Pfandleihgewerbe, vom 17. März 1881 (Geſetz⸗ 
ſamml. S. 265) wird das Leihamt vom Übergangszeitpunkt an den Pfandleihanſtalten der 
Gemeinden oder der weiteren kommunalen Verbände gleichgeſtellt, die beim Inkrafttreten des 
genannten Geſetzes bereits beſtanden. 

(4) Die Stadtgemeinde Berlin hat die Einrichtung, den Betrieb und die Rechtsverhältniſſe 
des Leihamts durch eine Satzung zu regeln; zum Erlaß und zur Anderung der Satzung bedarf ſie 
der Genehmigung des Miniſters des Innern. Bis zum Erlaß der Satzung gelten die 
Beſtimmungen des „Reglements für das Königliche Leih⸗Amt zu Berlin“ vom Sten Februar 
1834 (Geſetzſamml. S. 23), ſoweit ſie der Vereinbarung unter den Beteiligten nicht zuwider⸗ 
laufen, mit der Maßgabe fort, daß 

1. an die Stelle der Staatsbank und ihrer Organe die Stadtgemeinde Berlin und ihre 

Organe treten, 
2. Zweigſtellen des Leihamts im jeweiligen Bezirk der Stadtgemeinde Berlin errichtet 
werden können. 
§ 3. 

(1) Die planmäßigen und nichtplanmäßigen Beamten des Leihamts treten zum Übergangs⸗ 
zeitpunkt in den Dienſt der Stadtgemeinde Berlin über. 

(2) Anhängige Dienſtſtrafverfahren werden vom Übergangszeitpunkt an von den Behörden 
fortgeführt, die für Dienſtſtrafverfahren gegen Beamte der Stadtgemeinde Berlin zuſtändig ſind; 
bisher getroffene Maßnahmen bleiben rechtswirkſam. Die Beamten unterliegen den Vorſchriften 
der SS 90 bis 97 der Beamtendienſtſtrafordnung vom 27. Januar 1932 (Geſetzſamml. S. 59) 
auch wegen der Dienſtvergehen, die ſie vor dem Übergangszeitpunkt als Beamte des Leihamts 
begangen haben. 


§ 4. 
Dieſes Geſetz tritt mit dem auf die Verkündung folgenden Tage in Kraft. 


Berlin, den 16. Juni 1934. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Göring. Popitz. Ruſt. Frick. 


Im Namen des Reichs verkünde ich für den Reichskanzler das vorſtehende Geſetz, dem 
die Reichsregierung ihre Zuſtimmung erteilt hat. 


Berlin, den 29. Juni 1934. 


Der Preußiſche Minifterpräfident. 


Göring. 
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Vereinbarung Anlage. 
zwiſchen 
1. dem Preußiſchen Staate, vertreten durch den Finanzminiſter, 
2. der Preußiſchen Staatsbank (Seehandlung), vertreten durch die Generaldirektion, 
3. der Stadtgemeinde Berlin, vertreten durch den Oberbürgermeiſter, 
4. der Rother⸗Stiftung zu Berlin⸗Lichterfelde, vertreten durch das Kuratorium. 


Sul. 

(1) Die Preußiſche Staatsbank (Seehandlung) verpflichtet fido, den Betrieb des Staatlichen Leih⸗ 
amts zu Berlin mit dem Ablauf des 30. Juni 1934 (Übergangszeitpunkt) an die Stadtgemeinde 
Berlin zu übertragen. 

(2) Die Stadtgemeinde Berlin verpflichtet ſich, das Leihamt vom Übergangszeitpunkt an 
als eine nichtſelbſtändige ſtädtiſche Anſtalt unter dem Namen „Leihamt der Stadtgemeinde Berlin“ 
auf ihre Rechnung weiter zu betreiben oder durch eine ihrer wirtſchaftlichen Unternehmungen 
betreiben zu laſſen. 

§ 2. 


Alle Rechte und Pflichten des Leihamts gehen, ſoweit ſich nicht aus anderen Beſtimmungen 
dieſer Vereinbarung, Abweichendes ergibt, zum Übergangszeitpunkt auf die Stadtgemeinde Berlin 
über; die Stadtgemeinde Berlin verpflichtet ſich, den Preußiſchen Staat und die Staatsbank von 
allen Verpflichtungen freizuſtellen, die ihnen infolge oder anläßlich des Betriebes des Leihamts 
erwachſen ſein ſollten. Der Staat und die Staatsbank haben jedoch in dieſem Falle ihre etwaigen 
Anſprüche auf Rückgriff gegen ihre Beamten, Angeſtellten, Arbeiter und gegen ſonſtige Dritte 
an die Stadt abzutreten. 

§ 3. 


() Der Preußiſche Staat und die Staatsbank verpflichten ſich, der Stadtgemeinde Berlin 
zum Übergangszeitpunkt die dem Betriebe des Leihamts dienenden 

1. Grundſtücke nebſt Gebäuden 

a) Jägerſtraße 64 (Grundbuch Friedrichſtadt Band 26, Blatt 1844), 
b) Linienſtraße 98/99 /Elſaſſer Straße 74 (Grundbuch Königſtadt Band 12, Blatt 887, 
Band 130, Blatt 5645), 

2. beweglichen Sachen (nach den darüber geführten Inventarverzeichniſſen) 
zu übereignen. 

(2) Die Stadtgemeinde Berlin verpflichtet ſich, der Staatsbank den Wert der im Abſ. 1 
bezeichneten Gegenſtände in geeigneten unbebauten oder bebauten Grundſtücken, in Geld oder 
in anderer Weiſe zu erſtatten. Die Regelung bleibt einer beſonderen Vereinbarung zwiſchen 
der Staatsbank und der Stadtgemeinde Berlin vorbehalten. Durch Abſchluß dieſer Sonder⸗ 
vereinbarung verpflichtet ſich die Stadtgemeinde, die Auflaſſung der Leihamtsgrundſtücke 
entgegenzunehmen. 

(3) Die Stadtgemeinde Berlin verpflichtet ſich, die Staatsbank bis zur Erſtattung des Wertes 
der im Abſ. 1 bezeichneten Gegenſtände für deren Überlaſſung nach der bisher vom Leihamt der 
Staatsbank gegenüber beobachteten Übung zu entſchädigen. 


§ 4. 

Die Stadtgemeinde Berlin verpflichtet ſich, das Betriebskapital, das die Staatsbank dem 
Leihamt überlaſſen hat und deſſen Geldbetrag zum Übergangszeitpunkt von der Staatsbank und 
der Stadtgemeinde Berlin gemeinſam nach den Büchern der Staatsbank feſtzuſtellen iſt, der 
Staatsbank zum jeweiligen Reichsbanklombardſatz, mindeſtens jedoch zu 5 v. H. zu verzinſen 
und in den Jahren 1935 bis 1944 jeweils am 1. Juli in zehn gleichen Jahresteilbeträgen zurück⸗ 
zuzahlen; der Stadtgemeinde Berlin ſteht eine frühere Zahlung frei. Sie verpflichtet ſich, der 
Staatsbank zum Übergangszeitpunkt einen entſprechenden Schuldſchein zu erteilen. 
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§ 5. 

(1) Die Stadtgemeinde Berlin verpflichtet ſich, nach Maßgabe der Vorſchriften des Kap. V 
des Geſetzes zur Anderung von Vorſchriften auf dem Gebiete des allgemeinen Beantten-, des 
Beſoldungs⸗ und des Verſorgungsrechts vom 30. Juni 1933 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 433) zum Über⸗ 
gangszeitpunkt die planmäßigen und nichtplanmäßigen Beamten ſowie die Angeſtellten des Leih⸗ 
amts in ihren Dienſt zu übernehmen. Ferner verpflichtet ſich die Stadtgemeinde Berlin, die 
Arbeiter des Leihamts in ihren Dienſt zu übernehmen. 


(2) Die Stadtgemeinde Berlin verpflichtet ſich, vom Übergangszeitpunkt an die Verſorgungs⸗ 
anſprüche der vor oder zu dieſem Zeitpunkt einſtweilen oder dauernd in den Ruheſtand verſetzten 
Beamten des Leihamts und ihrer Hinterbliebenen ſowie der Hinterbliebenen der bis zu dieſem 
Zeitpunkt im Dienſte des Leihamts verſtorbenen Beamten zu erfüllen. 


(3) Die Stadtgemeinde Berlin übernimmt vom Übergangszeitpunkt an nach den bisherigen 
Grundſätzen die Sorge für die ausgeſchiedenen Beamten, Angeſtellten und Arbeiter des Leihamts 
und ihre Hinterbliebenen, ſoweit ſie in eine wirtſchaftliche Notlage geraten. 


(4) § 2 findet entſprechende Anwendung. 


§ 6. 

() Der Rücklagenbeſtand des Leihamts und das Barvermögen der Rother-Stiftung werden 
nach dem Stande des Übergangszeitpunktes feſtgeſtellt und gehen in das Vermögen der Stadt⸗ 
gemeinde Berlin über. Den Überſchuß verſteigerter Pfänder, der bereits verfallen, an die Rother⸗ 
Stiftung aber noch nicht abgeführt iſt, und den Überſchuß verſteigerter Pfänder, der bis zum 
18. Juli 1934 verfällt, hat die Stadtgemeinde Berlin (Leihamt) am 19. Juli 1934 bar an die 
Rother⸗Stiftung zu zahlen. Im übrigen fließt der verfallende Überſchuß verſteigerter Pfänder 
vom Übergangszeitpunkte an der Stadtgemeinde Berlin zu; er iſt in die Erfolgsrechnung des 
Leihamts einzuſtellen. Den jährlichen Reingewinn des Leihamts hat die Stadtgemeinde Berlin 
zu Wohlfahrtszwecken zu verwenden, ſoweit er nicht der Erfüllung der aus Anlaß der Übernahme 
des Leihamts ſich ergebenden Verpflichtungen dient. Zu dieſen Verpflichtungen rechnet auch die 
Wiederauffüllung der vorgenannten Fonds auf die feſtgeſtellte Höhe. Die Erfüllung dieſer Ver⸗ 
pflichtung geht jeder anderweiten Verwendung vor. 


2) Die Stadtgemeinde Berlin verpflichtet ſich, als Entſchädigung an die Rother⸗Stiftung 
am Erſten jedes Kalendervierteljahres, erſtmalig am 1. Juli 1934, 45 Jahre lang, alſo letztmalig 
am 1. April 1979 je 30 000 AM zu zahlen. Von der Jahresleiſtung von 120 000 AM gelten 
20 000 AM als Tilgung des übernommenen Rücklagenbeſtandes und Barvermögens der Rother- 
Stiftung. 

(3) Gehen die Ertragniffe des Leihamts fo weit zurück, daß die Stadtgemeinde Berlin hier⸗ 
aus die Jahresleiſtung von 120 000 AM nicht mehr in voller Höhe beſtreiten kann, fo wird 
ihr die Rother-Stiftung den als Tilgung geltenden Teilbetrag bis zu 20 000 A.M in der Weife 
ſtunden, daß ſich bis zur Abtragung der geſtundeten Beträge die vierteljährliche Zahlungsverpflich⸗ 
tung der Stadt über den 1. April 1979 hinaus entſprechend verlängert. Der geſtundete Betrag 
iſt zum jeweiligen Reichsbanklombardſatz, mindeſtens jedoch zu 5 v. H. zu verzinſen. Die Zinſen 
ſind nachträglich am Erſten jedes Kalendervierteljahres zu entrichten. 

(4) Macht die Stadtgemeinde Berlin von ihrem ſatzungsmäßigen Recht Gebrauch, das Leih— 
amt vor Ablauf ihrer Zahlungsverpflichtungen gegenüber der Rother-Stiftung aufzulöſen, fo 
hat fie den Rücklagenbeſtand des Leihamts und das frühere Barvermögen der Rother-Stiftung 
in Höhe des zum Übergangszeitpunkt feſtgeſtellten Betrages, vermindert um die bis zur Auf 
löſung bereits entrichteten Tilgungsbeträge (bal. Ab. 2), dieſer zu erſtatten. 


: § 7. 
Das Kuratorium der Rother-Stiftung verpflichtet fic) vorbehaltlich der Genehmigung des 
Staatsminiſteriums, das Statut der Rother⸗Stiftung, wie folgt, zu ändern: 
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1. Im § 1 werden die Worte „, welcher der jährliche reine Überſchuß aus dem Geſchäfts⸗ 
betriebe des Königlichen Leihamts zu Berlin (Geſetz-Samml. 1834 Nr. 1510 Seite 23) 
als fortdauernde Einnahmequelle überwieſen iſt“ geſtrichen. 


2. Im $ 2 Abſ. 1 wird die Nr. 4 geſtrichen. 
3. Die §§ 24 und 25 werden geſtrichen. 


§ 8. 
() Grunderwerbs- und Wertzuwachsſteuer, die aus Anlaß der Durchführung dieſer Ver— 
einbarung fällig werden, übernimmt die Stadtgemeinde Berlin. 


(2) Stempelſteuer ſowie Gerichtsgebühren und bare Auslagen, die aus Anlaß des Abſchluſſes 
oder der Durchführung dieſer Vereinbarung fällig werden, übernimmt der Preußiſche Staat. 


Berlin, den 15. Juni 1934. 


Der Preußiſche Die Generaldirektion Der Oberbürgermeiſter 
Finanzminiſter. der Preußiſchen Staatsbank der Stadt Berlin. 
Im Auftrage: (Seehandlung). Im Auftrage: 


Dr. Scheche. Brekenfeld. Soldat. Dr. Krüger. 


Das Kuratorium der Rother⸗Stiftung. 
Schroeder. D. Karow. 


(Nr. 14150.) Geſetz über die Neuordnung der Zujtändigleiten innerhalb des Staatsminiſteriums. 
Vom 29. Juni 1934. 


Das Staatsminiſterium hat das folgende Geſetz beſchloſſen: 


§ 1. 
Von den Aufgaben und Zuſtändigkeiten des Miniſteriums für Wirtſchaft und Arbeit gehen 


mit Wirkung vom 1. Juli 1934 auf das Miniſterium für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung 
über: 


1. die Bergakademie in Clausthal, 


2. das geſamte Berufs⸗ und Fachſchulweſen einſchließlich der Veranſtaltungen zur Aus⸗ 
bildung der Lehrkräfte. 
§ 2. 


Von den Aufgaben und Zuſtändigkeiten des Landwirtſchaftsminiſteriums gehen mit Wirkung 
vom 1. Juli 1934 auf das Miniſterium für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung über 


das Berufs- und Fachſchulweſen einſchließlich der Veranſtaltungen zur Ausbildung der 
Lehrkräfte. 


§ 3. 
Die näheren Beſtimmungen zur Ausführung dieſes Geſetzes erläßt der Minifterpräfident.- 


§ 4. 


Der Finanzminiſter wird ermächtigt, zur Durchführung dieſes Geſetzes den Staatshaushalts⸗ 
plan zu ändern. 
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$ 5. 
Dieſes Geſetz tritt am Tage der Verkündung in Kraft. 


Berlin, den 13. Juni 1934. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Göring. Ruſt. Schmitt. Darre. 


Im Namen des Reichs verkünde ich für den Reichskanzler das vorſtehende Geſetz, dem 
die Reichsregierung ihre Zuſtimmung erteilt hat. 


Berlin, den 29. Juni 1934. 


Der Preußiſche Miniſterpräſident. 


Göring. 
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